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„Schweitzer: Notwendige Maßnahmen
gegen Islamismus und irreguläre

Migration“
Ministerpräsident Schweitzer sieht im Ampel-

Maßnahmenpaket einen entscheidenden Schritt gegen
gewaltbereiten Islamismus und zum Schutz der

Demokratie.

In einer Zeit, in der das Thema Sicherheit und Migration weltweit
im Fokus steht, bringt der rheinland-pfälzische Ministerpräsident
Alexander Schweitzer (SPD) klare Worte zu den neuen
Maßnahmen der Ampel-Koalition. Diese Initiative wird als eine
„notwendige Kampfansage an den gewaltbereiten Islamismus“
gewertet. Schweitzer äußert sich zuversichtlich über die
umfassenden Strategien, die dazu beitragen sollen,
islamistischen Terror und irreguläre Migration in den Griff zu
bekommen.

Schweitzer beleuchtet, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen
von einer Verschärfung des Waffenrechts bis hin zu erweiterten
Zugriffsrechten für Behörden reichen. Diese sind entscheidend,
um sicherzustellen, dass sich Geflüchtete nicht der Ausweisung
entziehen können – ein Aspekt, der in den letzten Jahren immer
wieder Diskussionen ausgelöst hat. Des Weiteren sollen
bestimmte Tatbestände, die mit einem Aufenthaltsrecht
verbunden sind, ausgeweitet werden, um mehr Kontrolle und
Handlungsmöglichkeiten gegen unrechtmäßige Einwanderung
zu schaffen.

Umfassende Maßnahmen im Fokus



Ein kontroverses Element dieser Strategie ist das angestrebte
generelle Messerverbot im öffentlichen Verkehr sowie auf
Volksfesten und Großveranstaltungen. Durch diese Regelung soll
die Sicherheit der Bürger erhöht werden. Auch die Möglichkeit
für Ermittlungsbehörden, öffentliche Bilder biometrisch mit den
Fotodaten von Tatverdächtigen abzugleichen, wird intensiv
diskutiert. Dies könnte die Identifizierung von Gefährdern
erleichtern und gleichzeitig das Gefühl der Sicherheit in der
Bevölkerung stärken.

Trotz der harten Maßnahmen betont Schweitzer: „Diese
Maßnahmen richten sich nicht gegen alle Asylsuchenden.“ Sein
Ziel ist es, dennoch einen Balanceakt zu schaffen zwischen dem
Schutz der Gesellschaft und dem humanitären Anspruch,
Menschen in Not zu helfen. Er stellt klar, dass es notwendig ist,
Menschen, denen wirklich Schutz und Perspektiven angeboten
werden sollten, nicht mit denjenigen zu verwechseln, die die
freiheitliche Demokratie angreifen.

Ein weiterer Punkt im Maßnahmenpaket sind die Regelungen,
die es ermöglichen, Leistungen für Migranten zu streichen, wenn
sie in einem anderen europäischen Land registriert sind und
diesem Land zur Rücknahme bereitgestimmt hat. Dies ist
besonders relevant in der Debatte um die Verantwortung der
Länder bei der Aufnahme von Geflüchteten.

Der Ministerpräsident zeigt sich optimistisch, dass diese
Maßnahmen nicht nur zur Verbesserung der Sicherheitslage
beitragen, sondern auch eine klare Botschaft senden werden:
Der Staat ist bereit, entschieden gegen alle vorzugehen, die die
Gesellschaft und ihre Werte bedrohen. Mit klaren Worten fordert
er, dass der Staat die Oberhand behält, während er gleichzeitig
den humanitären Auftrag, Menschen in Not beizustehen, nicht
aus den Augen verliert.
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